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Zusammenfassung

Das Zustellungsrecht versucht, die Interessen des  Zustellungsveranlassers und des
Zustellungsempfängers auszubalancieren. Dabei sind der Gehöranspruch des Zustel-
lungsempfängers und der Justizgewährungsanspruch des Zustellungsveranlassers be-
sonders wichtig. Von daher stehen Zustellungsvorschriften und deren Anwendung im
unmittelbaren Verhältnis mit Menschenrechten, was als Ergebnis mit sich bringt, dass
eine menschenrechtskonforme Auslegung und Handhabung der Zustellungsvorschrif-
ten notwendig ist.

Die Europäische Zustellungsverordnung v. 29.5.2000 (Verordnung (EG) Nr.
1348/2000) stellt der Schwerpunkt dieser Arbeit dar. Das besondere Ziel der Europäi-
schen Zustellungsverordnung ist die Verbesserung und Beschleunigung von Zustel-
lungen. Die Arbeit untersucht, ob die Vorschriften der EuZVO für dieses Ziel geeignet
sind. Dabei werden die Probleme, die in den ersten Jahren der EuZVO aufgetaucht
sind, konkretisiert und der Änderungsvorschlag der Europäischen Kommission wird
kritisch behandelt. Anschließend wird versucht, herauszufinden, welche Änderungen
für ein zusammenwachsendes Europa – mit neuen Mitgliedstaaten – bezüglich der Zu-
stellungen angebracht wären.

In vielen Rechtsordnungen sind trotz der bi- und multilateralen Verträge fiktive In-
landszustellungen für die im Ausland wohnhaften Personen zulässig. Die Arbeit unter-
sucht fiktive Zustellungsmethoden im Beispiel von der öffentlichen Zustellung, der
Zustellung durch Aufgabe zur Post und der berühmten französischen remise au par-
quet und behandelt die Frage, ob fiktive Zustellungen nach dem Inkrafttreten der
EuZVO immer noch zulässig und geboten sind.

Einen anderen wichtigen Punkt der Arbeit bilden die Auswirkungen der Zustellungs-
fehler des verfahrenseinleitenden Schriftstücks im Anerkennungsverfahren. Nach dem
Inkrafttreten der EuGVVO stellt sich besonders die Frage, welche Bedeutung nun im
europäischen Rechtsraum der Ordnungsmäßigkeit der Zustellungen zukommt. Die Ar-
beit erläutert neue Ordnungsmäßigkeitsanforderungen des Art. 34 EuGVVO anhand
konkreter Beispiele. Gleichzeitig werden auch die anderen wichtigen Probleme in die-
sem Bereich, namentlich die Folgen einer ohne Übersetzung erfolgte Zustellung und
die Rechtsbehelfsobliegenheit des Beklagten behandelt. Die Arbeit versucht, auf die
Frage eine Antwort zu finden, ob die Zustellung des Versäumnisurteils in jedem Falle
die Rechtsbehelfobliegenheit des Beklagten auslösen kann oder ob auch diese Zustel-
lung bestimmten Ordnungsmäßigkeits- und Rechtzeitigkeitserfordernissen entsprechen
muss. Diese Thematik ist auch deshalb aktuell, weil die Rechtsbehelfobliegenheit im
autonomen deutschen Recht nicht besteht. Ob dieser Unterschied zwischen dem euro-
päischen Recht und dem autonomen deutschen Recht vertretbare Gründe hat, wird da-
bei untersucht.

Abschließend werden im Anwendungsbereich der Verordnung zur Einführung eines
Europäischen Vollstreckungstitels für unbestrittene Forderungen die Mindeststandards
für die Zustellungen behandelt.


